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Antrag
der Abg. Dr. Friedrich Bullinger u. a. FDP/DVP

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Ländlichen Raum
und Verbraucherschutz

Umstrukturierung der Fischereibehörden

A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1.	�ob es zutrifft, dass die Zuständigkeiten und Kompetenzen der Obersten Fische-
reibehörde des Landes innerhalb des Ministeriums für Ländlichen Raum und 
Verbraucherschutz aus der Abteilung Landwirtschaft in die Abteilung Waldwirt-
schaft, Landesbetrieb ForstBW übertragen wurden;

2.	inwieweit dies darüber hinaus personelle Veränderungen impliziert;

3.	zu welchem Datum dieser Wechsel gegebenenfalls vollzogen wurde;

4.	wie sie diese Veränderung bewährter Strukturen gegebenenfalls begründet;

5.	�wie sich diese Umstrukturierung in der Praxis auf die Zuständigkeiten für die 
Fischereiforschungsstelle Langenargen als Teil des Landwirtschaftlichen Zent-
rums Baden-Württemberg auswirkt;

6.	�ob sie vor dem oben aufgeführten Hintergrund plant, die Zuständigkeiten für das 
Fischereiwesen in den Regierungspräsidien analog aus den Landwirtschaftsab-
teilungen in andere Abteilungen zu übertragen;

7.	welchen Zeitplan sie dabei gegebenenfalls verfolgt.

14. 01. 2015

Dr. Bullinger, Dr. Rülke, Dr. Timm Kern,
Haußmann, Dr. Goll, Glück, Reith FDP/DVP

Eingegangen: 14. 01. 2015 / Ausgegeben: 11. 02. 2015
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B e g r ü n d u n g

Eine weitgehende Überführung der Fischereiaufsichtsbehörden in die Zustän-
digkeiten anderer Verwaltungsbereiche würde nicht nur bewährte Strukturen und 
Anlaufstellen verändern, sondern sich auch unmittelbar auf das alltägliche Enga-
gement von ehrenamtlichen und beruflichen Fischern in Baden-Württemberg aus-
wirken.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 5. Februar 2015 Nr. Z (51)–0141.5/479 F nimmt das Ministeri-
um für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�ob es zutrifft, dass die Zuständigkeiten und Kompetenzen der Obersten Fische-
reibehörde des Landes innerhalb des Ministeriums für Ländlichen Raum und 
Verbraucherschutz aus der Abteilung Landwirtschaft in die Abteilung Waldwirt-
schaft, Landesbetrieb ForstBW übertragen wurden;

Zu 1.:

Ja.

2.	inwieweit dies darüber hinaus personelle Veränderungen impliziert;

Zu 2.:

Die Zuständigkeiten der Personen für das Sachgebiet bleiben unverändert.

3.	zu welchem Datum dieser Wechsel gegebenenfalls vollzogen wurde;

Zu 3.:

Die Zuständigkeiten wurden mit Wirkung vom 15. Januar 2015 übertragen.

4.	wie sie diese Veränderung bewährter Strukturen gegebenenfalls begründet;

Zu 4.:

Die Änderung von Zuständigkeiten und die Zuweisung von Aufgaben an einzel-
ne Organisationseinheiten innerhalb des Ministeriums für Ländlichen Raum und 
Verbraucherschutz erfolgt im Rahmen der Organisationshoheit des Ressorts. Auf 
die gesetzlich zugewiesenen Kompetenzen und Zuständigkeiten des Ministeriums 
als oberster Fischereibehörde hat dies keinen Einfluss. Die Veränderung hat aus-
schließlich arbeitsökonomische Gründe.

5.	�wie sich diese Umstrukturierung in der Praxis auf die Zuständigkeiten für die 
Fischereiforschungsstelle Langenargen als Teil des Landwirtschaftlichen Zent-
rums Baden-Württemberg auswirkt;

Zu 5.: 

Die Fischereiforschungsstelle des Landes Baden-Württemberg bleibt als Referat 
41 Teil des Landwirtschaftlichen Zentrums Baden-Württemberg. Die Fachaufsicht 
wird von der Abteilung Waldwirtschaft, Landesbetrieb ForstBW im Ministerium 
wahrgenommen.
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6.	�ob sie vor dem oben aufgeführten Hintergrund plant, die Zuständigkeiten für das 
Fischereiwesen in den Regierungspräsidien analog aus den Landwirtschaftsab-
teilungen in andere Abteilungen zu übertragen;

7.	welchen Zeitplan sie dabei gegebenenfalls verfolgt.

Zu 6. und 7.:

Nein.

Bonde
Minister für Ländlichen Raum
und Verbraucherschutz


